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RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 70 JAHREN

Die Zellstoff- und Papierindustrie der Bundesrepublik als 
Investor 1948 bis 1954

Die Holzschliff-, Zellstoff-, Papier- und Pappen industrie 
der Bundesrepublik (im folgenden kurz Zellstoff- und 
Papierindustrie genannt) stellt sich innerhalb der gesam-
ten Industrie1) — an den Beschäftigten und Umsätzen 
gemessen — mit einem Anteil von 1,1 vH bzw. 1,7 vH 
(1954) „statistisch“ als ein verhältnismäßig kleiner Zweig 
dar; die tatsächliche Bedeutung dieser Industrie als 
Grundstoff-Massenproduzent und als Investor ist jedoch 
weit höher, als die oben genannten kleinen Quoten erken-
nen lassen2).

Aus dem Wochenbericht Nr. 6 vom 10. Februar 1956

1) Ohne Bau- und ohne Energie-Erzeugung.

2) Mit diesem Aufsatz setzt das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung seine Versuche fort. die 

Anlage Investitionen der einzelnen Industriezweigs in der Bundesrepublik seit der Währungsre-

form durch fundierte Schätzungen zu ermitteln. Vgl. Wochenberichte 1955 und Nr. 3/1956.

© DIW Berlin 1956

http://www.diw.de
mailto:kundenservice%40diw.de?subject=
http://www.diw.de/wochenbericht
http://www.diw.de/wb-anmeldung
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Nach dem Einbruch im Jahr 2024 haben sich die Neuzulassungen von Elektroautos in Deutschland erholt,  
im mehrjährigen Trend zeigt sich aber eher eine Stagnation
Jährliche Neuzulassungsanteile in Prozent
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ZITAT

„Die Zukunft des Straßenverkehrs ist batterieelektrisch. Neben finanziellen Anreizen 

brauchen wir vor allem endlich Technologieklarheit. Die Debatte über das Aus vom 

Verbrenner-Aus ist in dieser Hinsicht nicht hilfreich.“ 

 

— Wolf-Peter Schill —

AUF EINEN BLICK

Elektromobilität in Deutschland:  
mehr Tempo möglich
Von Wolf-Peter Schill

• Neuzulassungen von Elektro-Pkw erholen sich 2025, im mehrjährigen Trend aber eher Stagnation

• Neue Elektroautos überwiegend in oberen Fahrzeugklassen und von europäischen Herstellern

• Gesamtbestand von Elektro-Pkw bei vier Prozent der Gesamtflotte, hohe Wachstumsdynamik 
bei elektrischen Sattelzügen

• Fortschritte bei Ladeinfrastruktur, Schnelllader wachsen deutlich stärker als Elektroautoflotte

• Gelockerte EU-Flottengrenzwerte und Marktunsicherheit drohen Antriebswende auszubremsen, 
Technologieklarheit notwendig

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Der rasche Umstieg von Verbrennern auf Elektrofahrzeuge ist 

entscheidend für den Klimaschutz im Straßenverkehr. Dieser 

Bericht beleuchtet auf Grundlage der Datenplattform Open 

Energy Tracker aktuelle Trends bei der Elektromobilität in 

Deutschland. Zwar stiegen zuletzt die Neuzulassungen von 

elektrischen Pkw und Nutzfahrzeugen. Insgesamt entwi-

ckelt sich die Elektromobilität aber noch schleppend. Die 

neu zugelassenen Elektroautos stammen überwiegend von 

deutschen und europäischen Herstellern und sind über-

durchschnittlich groß. Bei Nutzfahrzeugen ist die Dynamik bei 

elektrischen Sattelzügen besonders hoch. Bei Bussen wurde 

bereits ein vergleichsweise großer elektrischer Flottenanteil 

erreicht. Der Ausbau der Lade infrastruktur schreitet voran, 

wobei insbesondere die Zahl der Schnelllader zuletzt stärker 

gewachsen ist als die Fahrzeugflotte. Um die Antriebswende 

zu beschleunigen, sollte die Politik nicht nur auf finanzielle 

Förderung wie die neue Elektroauto-Prämie oder Steuervor-

teile für gewerblich genutzte Pkw setzen, sondern vor allem 

Technologieklarheit schaffen, indem sie Batteriefahrzeuge klar 

priorisiert und entsprechende Rahmenbedingungen für ihren 

Hochlauf schafft. Die aktuell diskutierte Aufweichung der CO2-

Flottengrenz werte in der Europäischen Union ist hierfür nicht 

hilfreich.

Der Anteil des Straßenverkehrs an den deutschen Treib-
hausgasemissionen ist zuletzt gestiegen. Im Jahr 2024 waren 
Pkw und Lkw zusammen für rund ein Fünftel der Gesamt-
emissionen verantwortlich.1 Um das Ziel der Klimaneutra-
lität bis 2045 zu erreichen, sind schnelle und weitreichende 
Emissionsminderungen im Straßenverkehr unverzichtbar.

Neben der Vermeidung und Verlagerung von Verkehr spielt 
dabei die Elektromobilität eine Schlüsselrolle.2 Die Antriebs-
wende, also der Ersatz von Verbrennern durch batterieelek-
trische Alternativen, kam jedoch hierzulande in den letz-
ten Jahren nur langsam voran. Der Bericht gibt auf Basis 
der Datenplattform Open Energy Tracker einen Überblick 
über aktuelle Trends bei batterieelektrischen Fahrzeugen 
und der Ladeinfrastruktur in Deutschland.3 Betrachtet wird 
dabei auch die aktuelle Diskussion über eine Aufweichung 
des „Verbrenner-Aus“ auf europäischer Ebene.

Trends bei elektrischen Pkw

Neuzulassungen haben sich zuletzt erholt

Im Jahr 2025 hatte fast jedes fünfte in Deutschland neu 
zugelassene Auto einen rein batterieelektrischen Antrieb 
(19,1 Prozent, Abbildung 1). Damit stieg ihr Anteil im Ver-
gleich zum Vorjahr (13,5 Prozent) deutlich. Allerdings waren 
die Neuzulassungen von Elektroautos 2024 wegen des abrup-
ten Endes der Kaufprämien eingebrochen. Die Ampel-Regie-
rung hatte diese Förderung Ende 2023 aufgrund der Haus-
haltskrise vorzeitig beendet. In den Jahren 2022 und 2023 
lagen die Anteile reiner E-Autos an den Neuzulassungen 

1 Umweltbundesamt (2025): Treibhausgasemissionen in Deutschland (online verfügbar, abge-

rufen am 13. Januar 2026. Dies gilt auch für alle anderen Onlinequellen dieses Berichts, sofern 

nicht anders vermerkt).

2 Vgl. Sachverständigenrat für Umweltfragen (2017): Umsteuern erforderlich: Klimaschutz im 

Verkehrssektor. Sondergutachten, November 2017 (online verfügbar); sowie Wolf-Peter Schill et al. 

(2024): Klimaschutz im Straßengüterverkehr: Die Zukunft ist batterieelektrisch. DIW Wochenbericht 

Nr. 47, 743–753 (online verfügbar).

3 Die Datengrundlage für diesen Bericht ist der Open Energy Tracker (online verfügbar). Dort 

sind laufend aktualisierte, interaktive Versionen der in diesem Bericht gezeigten Abbildungen 

verfügbar. Die Sammlung und Aufbereitung der Daten erfolgt im Rahmen der vom BMFTR be-

ziehungsweise BMWE geförderten Forschungsprojekte Ariadne (Fkz 03SFK5N0-2) und enERSyn 

(Fkz 01MV22004B).

Elektromobilität in Deutschland:  
mehr Tempo möglich
Von Wolf-Peter Schill

ELEKTROMOBILITÄT

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2026-6-1
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-deutschland
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/02_Sondergutachten/2016_2020/2017_11_SG_Klimaschutz_im_Verkehrssektor.pdf
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-47-4
https://openenergytracker.org/docs/germany/emobility/
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bereits bei 17,7 beziehungsweise 18,4 Prozent und damit nur 
geringfügig niedriger als 2025. Im längerfristigen Trend zeigt 
sich somit trotz der jüngsten Erholung eher eine Stagnation 
des Wachstums. Außerdem stiegen Ende des vergangenen 
Jahres die Neuzulassungen von Elektroautos nicht so stark 
an wie in früheren Jahren, als sich Änderungen bei den Flot-
tengrenzwerten oder bei den Kaufprämien am Jahreswechsel 
deutlich auswirkten.Wegen der bereits im Koalitionsvertrag 
angekündigten Kaufprämien dürfte es eher zu einer gewis-
sen Zurückhaltung privater Käufer*innen gekommen sein.

2025 war ungefähr jedes zehnte neu zugelassene Auto 
(10,9 Prozent) ein Plug-in-Hybrid, also ein Pkw mit einer 
Kombination aus Verbrennungsmotor und batterieelekt-
rischem Antrieb. Das waren deutlich mehr als im Vorjahr 
(6,8 Prozent). Nachdem deren Neuzulassungen mit dem 
Auslaufen der Kaufprämien Ende 2022 zunächst stark ein-
gebrochen waren, gab es nun ein gewisses Comeback der 
Plug-in-Hybride. Empirische Daten zeigen allerdings, dass 
die tatsächlichen elektrischen Fahranteile von Plug-in- 
Hybridautos deutlich geringer sind als in der Typgenehmi-
gung angenommen. Ihr Beitrag für den Klimaschutz bleibt 
daher stark begrenzt.4

Neue Elektroautos sind überdurchschnittlich groß

Zuletzt wurden überdurchschnittlich viele Elektroautos in 
den oberen Fahrzeugsegmenten zugelassen (Abbildung 2). 
Unter den neuen batterieelektrischen Pkw waren im Jahr 
2025 gut die Hälfte SUVs oder Geländewagen (51 Prozent). 
Weitere 13 Prozent entfielen auf die Oberklasse oder obere 
Mittelklasse. Diese Anteile lagen deutlich über dem Durch-
schnitt aller neu zugelassenen Pkw. Davon waren 44 Pro-
zent SUVs oder Geländewagen und sechs Prozent Autos 
der Ober- oder oberen Mittelklasse.

Das war nicht immer so. Von 2021 bis 2023 lagen die Anteile 
der Kleinwagen und Minis an den Neuzulassungen von Elek-
troautos noch viel höher als heute, und rein elektrische Ober-
klassefahrzeuge gab es kaum. Ein wichtiger Grund für die-
sen Trend dürften die großen Fortschritte bei der Batterie-
technik sein, die es erlaubt haben, zunehmend auch große 
und schwere Autos zu elektrifizieren.

Unter den neu zugelassenen Plug-in-Hybriden waren 
SUVs und Geländewagen im Jahr 2025 mit einem Anteil 
von 60 Prozent sogar noch häufiger vertreten als bei den 
reinen E-Autos. So setzte sich der Trend der Vorjahre fort: 
Plug-in-Hybride kommen vor allem in großen und schwe-
ren Fahrzeugen zum Einsatz.

Elektroautos meist von europäischen Herstellern

Mehr als die Hälfte der im Jahr 2025 neu zugelassenen 
Elektroautos (55 Prozent) hatte einen deutschen Hersteller, 

4 Patrick Plötz und Till Gnann (2025): Real-world Fuel Consumption and Potential Future Reg-

ulation of Plug-In Hybrid Electric Vehicles in Europe – An Empirical Analysis of about one Million 

 Vehicles. Kopernikus-Projekt Ariadne, Potsdam (online verfügbar).

Abbildung 1

Monatliche Neuzulassungen von Elektroautos in Deutschland
Anteile in Prozent

   






   

























Quellen: Daten des Kraftfahrt-Bundesamts, ausgewertet auf dem Open Energy Tracker (online verfügbar).

© DIW Berlin 2026

Die Neuzulassungen von Elektroautos haben sich nach dem Einbruch von 2024 
erholt.

Abbildung 2

Neuzulassungen von Pkw in Deutschland nach 
Fahrzeugsegmenten
Anteile in Prozent

 

















   



















 

Anmerkung: Utilities beinhalten Hochdachkombis, Kleinbusse und Pick-ups.

Quellen: Daten des Kraftfahrt-Bundesamts, ausgewertet auf dem Open Energy Tracker (online verfügbar).

© DIW Berlin 2026

Früher dominierten bei Elektroautos in Deutschland die Minis und Kleinwagen, jetzt 
sind es die SUVs.

https://ariadneprojekt.de/media/2025/11/Ariadne-Analysis_PHEV_October2025.pdf
https://openenergytracker.org/docs/germany/emobility/
https://openenergytracker.org/docs/germany/emobility/
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insgesamt vier von fünf der Autos (81 Prozent) kamen von 
europäischen Autobauern (Abbildung  3).5 Diese Werte 
nähern sich dem Durchschnitt aller neu zugelassenen Pkw 
an. Dabei nahm der Anteil von französischen Herstellern 
stark ab, von 19 Prozent im Jahr 2020 auf fünf Prozent im 
vergangenen Jahr. Insbesondere Renault kam früher mit 
elektrischen Kleinwagen auf hohe Marktanteile und büßte 
seitdem deutlich ein.6

Auffällig ist außerdem der Rückgang nordamerikanischer 
Hersteller, im Wesentlichen von Tesla. Ihr Marktanteil ging 
von 15 Prozent im Jahr 2022 auf nur noch rund vier Prozent 
im Jahr 2025 zurück. Neben wachsender Konkurrenz durch 
andere Autokonzerne und Modellwechseln dürfte die kont-
roverse politische Ausrichtung des Firmenchefs Elon Musk 
hier eine Rolle gespielt haben. Gleichzeitig ist der Anteil chi-
nesischer Hersteller gestiegen – wenn auch von einem nied-
rigen Niveau aus: von zwei Prozent im Jahr 2022 auf zuletzt 
knapp sechs Prozent. Damit sind sie bei Elektroautos deut-
lich stärker vertreten als im Durchschnitt aller Pkw.

Gesamtbestand von Elektroautos noch gering

In Deutschland fahren inzwischen rund zwei Millionen 
reine Elektroautos (Abbildung 4). Dies entspricht etwa vier 
Prozent der Gesamtflotte. Die aktuelle E-Autoflotte ist nur 
rund halb so groß wie sie einem Entwicklungspfad zufolge 
sein müsste, um das von der früheren Ampel-Regierung 
gesetzte Ziel von 15 Millionen reinen E-Autos im Jahr 2030 
zu erreichen. Dieses Ziel wäre heute selbst dann kaum mehr 
realisierbar, wenn von nun an ausschließlich Elektroautos 
zugelassen würden.

Das künftige Wachstum der Elektroautoflotte hängt unter 
anderem davon ab, wie viele neue Pkw zugelassen werden 
und welchen Anteil die Elektroautos daran haben. Die Neu-
zulassungen insgesamt schwanken seit 2018 zwischen rund 
3,6 und 2,4 Millionen pro Jahr, ein Großteil davon waren 
gewerbliche Zulassungen. Unter der Annahme, dass künftig 
jährlich drei Millionen Pkw neu zugelassen werden und der 
Anteil der E-Autos an den Neuzulassungen bis 2035 linear 
auf 100 Prozent steigt, würde ein Bestand von 15 Millionen 
Elektro-Pkw erst im Jahr 2034 erreicht.7

Allerdings ist die gesamte Pkw-Flotte in Deutschland noch 
einmal deutlich größer. Aktuell gibt es rund 50  Millio-
nen Autos (Abbildung 5). Dabei dominieren im Bestand 
nach wie vor Fahrzeuge mit reinen Verbrennungsmotoren 
(60 Prozent Benziner, 27 Prozent Diesel). Rein batterieelek-
trische Pkw haben derzeit einen Anteil von rund vier Pro-
zent. Die in politischen Debatten immer noch oft erwähnten 

5 Herkunftsland nach der Konvention des Kraftfahrtbundesamts, wonach der Hauptfirmensitz 

des Herstellers für die gesamte Marke gilt. Wo ein bestimmtes Auto oder seine Komponenten tat-

sächlich produziert werden, geht aus den Daten nicht hervor.

6 Eine zusätzliche Auswertung der Entwicklung der Marktanteile einzelner Hersteller ist auf dem 

Open Energy Tracker verfügbar (online verfügbar).

7 Eine interaktive Abbildung mit verschiedenen Pfaden der Flottenentwicklung gibt es auf dem 

Open Energy Tracker (online verfügbar).

Abbildung 3

Monatliche Neuzulassungen von Pkw in Deutschland nach 
Herkunftsland des Herstellers
Anteile in Prozent

 



















































Anmerkung: Herkunftsland nach der Konvention des Kraftfahrtbundesamts, wonach der Hauptfirmensitz des Her-
stellers für die gesamte Marke gilt. Einzeln dargestellt werden nur Länder mit einem Anteil von über einem Prozent, 
andere sind unter „Sonstige“ zusammengefasst.

Quellen: Daten des Kraftfahrt-Bundesamts, ausgewertet auf dem Open Energy Tracker (online verfügbar).

© DIW Berlin 2026

Die meisten Elektroautos in Deutschland stammen von europäischen Herstellern.

Abbildung 4

Gesamtbestand an Elektroautos in Deutschland
In Millionen

 











       










Anmerkung: Ohne Plug-in-Hybride. Die drei Szenarien entsprechen einem Gesamtmarkt von 2,5 bis 3,5 Millionen 
Neuzulassungen pro Jahr, an dem Elektrofahrzeuge im Januar 2035 einen Anteil von 100 Prozent erreichen.

Quellen: Daten des Kraftfahrt-Bundesamts, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2026

Aktuell gibt es rund zwei Millionen reine Elektroautos in Deutschland.

https://openenergytracker.org/docs/germany/emobility/
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Wasserstoff-Brennstoffzellenautos spielen dagegen nach wie 
vor keine Rolle. Zuletzt lag ihre Gesamtzahl bei weniger als 
2 000 Fahrzeugen (0,03 Promille der Pkw-Flotte).

Obwohl das Wachstum der Elektromobilität in den letzten 
Jahren schleppend verlief, erscheint der komplette Austausch 
aller Autos mit Verbrennungsmotor durch rein batterieelek-
trische Pkw bis zum Jahr 2045 immer noch möglich. Dafür 
müssten ihre Neuzulassungsanteile zeitnah kräftig steigen 
und die Neuzulassung von Autos mit Verbrennern wie bis-
her geplant 2035 enden. Zudem dürfte die Pkw-Gesamtflotte 
nicht weiterwachsen.

Trends bei elektrischen Nutzfahrzeugen

Das Kraftfahrt-Bundesamt unterscheidet bei Nutzfahrzeu-
gen zwischen Lastkraftwagen (Lkw), Zugmaschinen und 
Bussen. Lkw haben in der Regel einen festen Aufbau. Zug-
maschinen sind dagegen überwiegend zum Mitführen von 
Anhängefahrzeugen bestimmt. Zu dieser Kategorie gehö-
ren auch die Sattelzugmaschinen, die umgangssprachlich 
als „Sattelschlepper“ oder vereinfachend als „Lkw“ bezeich-
net werden. Neben den Sattelzugmaschinen zählen zu den 
Zugmaschinen auch land- und forstwirtschaftliche Zugfahr-
zeuge, die im Folgenden nicht näher betrachtet werden. Lkw, 
Sattelzugmaschinen und Busse waren in Deutschland lange 
Zeit fast ausschließlich Dieselfahrzeuge.

Stabiles Wachstum vor allem bei mittelschweren 
elektrischen Lkw 

Fast jeder zehnte im Jahr 2025 neu zugelassene Lkw hatte 
einen rein batterieelektrischen Antrieb (9,0 Prozent, Abbil-
dung 6). Meist handelte es sich um mittelschwere Nutzfahr-
zeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht bis zwölf Tonnen 
und weniger um Lkw für den Schwerlastverkehr. Dadurch 
wuchs der Anteil von Batteriefahrzeugen am Lkw-Gesamt-
bestand bis Ende 2025 auf rund drei Prozent. Die Neuzu-
lassungen von Plug-in-Hybriden sind auch bei Lkw zuletzt 
gestiegen, am Gesamtbestand haben sie aber einen sehr klei-
nen Anteil. Wasserstoff-Brennstoffzellen muss man auch bei 
Lkw mit der Lupe suchen, ihr ohnehin verschwindend klei-
ner Flottenanteil war zuletzt sogar rückläufig.

Dynamik bei den schweren Sattelzugmaschinen

Sattelzugmaschinen, die überwiegend im Schwerlastverkehr 
eingesetzt werden, galten wegen hoher Fahrzeuggewichte 
und hoher Fahrleistungen lange als nur schwer elektrifizier-
bar. Fortschritte in der Batterietechnik und der Ladeinfra-
struktur haben dies geändert.8 Im Jahr 2025 sind die Neu-
zulassungsanteile von rein batterieelektrischen Sattelzug-
maschinen von sehr niedrigem Niveau aus auf rund drei 
Prozent gewachsen (Abbildung 6). Auch in der Gesamtflotte 
ist mittlerweile immerhin fast einer von hundert Sattelzügen 
rein batterieelektrisch unterwegs, was vor wenigen Jahren 

8 Vgl. Wolf-Peter Schill et al. (2024) a. a. O.

noch kaum denkbar schien. Plug-in-Hybride spielen in die-
sem Fahrzeugsegment praktisch keine Rolle. Das gleiche 
gilt für Wasserstoff-Brennstoffzellen. Dies ist bemerkens-
wert, da dieser Antriebstechnologie oft vermeintliche Vor-
teile bei der Reichweite und der schnellen Betankung zuge-
sprochen werden, die sich im Schwerlastverkehr eigentlich 
besonders positiv auswirken sollten.

Höchste elektrische Neuzulassungsanteile 
bei Bussen

Im Vergleich zu Lkw und Sattelzügen ist der Dieselantrieb 
bei Bussen bereits am stärksten auf dem Rückzug. Im Jahr 
2025 war schon fast jeder vierte neu zugelassene Bus rein 
batterieelektrisch (23,1 Prozent, Abbildung 6). Im Gesamt-
bestand fuhr zuletzt bereits jeder 20. Bus vollelektrisch 

Abbildung 5

Gesamtbestand an Pkw in Deutschland
In Millionen

      











































     






Anmerkung: Vor dem zweiten Quartal 2018 liegen nur Jahresdaten vor, danach Quartalsdaten. Bis 2015 wurden 
Hybride in der Statistik nicht differenziert.

Quellen: Daten des Kraftfahrt-Bundesamts, ausgewertet auf dem Open Energy Tracker (online verfügbar).

© DIW Berlin 2026

In Deutschland dominieren nach wie vor Benziner und Diesel die Pkw-Flotte.

https://openenergytracker.org/docs/germany/emobility/
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Öffentliche Ladeinfrastruktur wuchs schneller als 
die Fahrzeugflotte

Die öffentliche Ladeinfrastruktur galt lange als Engpass für 
den Hochlauf der Elektromobilität in Deutschland. Doch in 
den letzten Jahren wuchs sie deutlich. Zuletzt gab es nach 
Angaben der Bundesnetzagentur rund 188 000 öffentlich 
zugängliche Ladepunkte.10 Ein Viertel davon waren Schnell-
ladepunkte mit einer Leistung von mehr als 22 Kilowatt (kW). 
Die Schnellladeinfrastruktur legte dabei besonders kräftig 
zu. Dies gilt vor allem für Ladepunkte mit sehr hoher Leis-
tung über 149 kW, teilweise auch Ultraschnelllader genannt.11 
Der Anteil der Langsamladepunkte mit einer Leistung bis 
22 kW ist dagegen in den letzten Jahren gesunken.

Setzt man den Bestand rein batterieelektrischer Pkw in 
Bezug zur Anzahl der Ladepunkte, zeigt sich: Immer weni-
ger Elektroautos teilen sich rechnerisch einen öffentlichen 
Schnell ladepunkt (Abbildung  7). Kamen Ende 2022 auf 
einen Schnelllader noch fast 70 Elektroautos, sind es aktu-
ell nur noch rund 44. Gleichzeitig ist die durchschnittliche 
Ladeleistung pro Elektroauto gestiegen. Allerdings versorgt 
die öffentliche Ladeinfrastruktur nicht nur Elektro-Pkw, son-
dern zunehmend auch elektrische Nutzfahrzeuge, wenn 
auch noch auf niedrigem Niveau. Dennoch bleibt festzuhal-
ten, dass sich vor allem die Schnellladeinfrastruktur zuletzt 
dynamischer entwickelt hat als die Elektrofahrzeugflotte 
selbst.

In den Jahren 2019 und 2020 war das Verhältnis von Lade-
punkten beziehungsweise Ladeleistung und Elektrofahrzeu-
gen sogar noch günstiger als zuletzt. Damals war die Elek-
troautoflotte allerdings noch so klein, dass die Werte weni-
ger aussagekräftig waren als heute.

Viele Elektrofahrzeuge sind ohnehin nur in geringem 
Umfang auf öffentliche Ladeinfrastruktur angewiesen, da 
sie vor allem an privaten oder betrieblichen Ladepunkten 
geladen werden. Außerdem sind parallel zum Ausbau der 
Schnellladeinfrastruktur auch die Fahrzeugbatterien gewach-
sen. Daher dürfte die oft genannte „Reichweitenangst“, also 
die Sorge von E-Autofahrer*innen, dass die Batterieladung 
nicht für die geplante Strecke ausreicht, in der Praxis kaum 
noch eine Grundlage haben.

Für den Schwerlastverkehr soll an Autobahnen ein Netz 
von besonders leistungsfähigen Schnellladepunkten ent-
stehen. Dabei wird auch das neue Megawatt Charging Sys-
tem (MCS) eingeführt, das theoretisch Ladeleistungen von 
bis zu 3 750 kW erlaubt und damit auch einen rein batte-
rieelektrischen Schwerlast-Fernverkehr ermöglichen soll.12 
Dabei zeichnen sich jedoch in Hinblick auf die erforderlichen 

10 Der Datenstand ist der 1. Dezember 2025 (online verfügbar). Hinzu kommt eine deutlich 

 größere Zahl privater Ladepunkte, die statistisch nicht erfasst sind.

11 Der Datenstand für die Aufgliederung nach verschiedenen Ladeleistungsklassen ist der 

1.  Oktober 2025.

12 Vgl. Schill et al. (2024), a. a. O.

(4,9 Prozent). Ein Treiber waren spezifische Fördermaßnah-
men sowohl auf Bundes- als auch auf kommunaler Ebene. 
Wasserstoff-Brennstoffzellen spielen trotz Förderung auch 
bei Bussen nur eine sehr kleine Rolle.9

9 Hinzu kamen noch einige Busse mit Wasserstoff-Verbrennungsmotoren.

Abbildung 6

Elektrische Antriebe bei Neuzulassungen und im 
Fahrzeugbestand
Linke Achse: Neuzulassungsanteile, in Prozent  
Rechte Achse: Anteile am Gesamtbestand, in Prozent

 



























   

   

   













































































Anmerkung: Daten zu den Neuzulassungen liegen monatlich vor, zum Bestand quartalsweise. Fehlende Daten wurden 
linear interpoliert.

Quellen: Daten des Kraftfahrt-Bundesamts, ausgewertet auf dem Open Energy Tracker (online verfügbar).

© DIW Berlin 2026

Die Flotte reiner E-Lkw wächst langsam. Elektrische Sattelzüge wachsen besonders 
dynamisch. Die Flotte reiner E-Busse ist bereits vergleichsweise groß.

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/E-Mobilitaet/start.html
https://openenergytracker.org/docs/germany/emobility/
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Stromnetzanschlüsse und Flächen spezifische Herausfor-
derungen ab.13

Regulierung und Fördermaßnahmen entscheiden 
über Tempo der Antriebswende

EU-Flottengrenzwerte Schlüssel für 
mehr Elektromobilität

Das weitere Wachstum der Elektromobilität in Deutsch-
land hängt auch von den regulatorischen Rahmenbedingun-
gen und Fördermaßnahmen auf verschiedenen politischen 

13 Julius Jöhrens et al. (2026): enERSyn - Potenziale & Synergien von Lkw-Antriebstechnologien. 

ifeu, TU Dresden, DIW Berlin (online verfügbar).

Ebenen ab. Auf europäischer Ebene sind die CO2-Flotten-
grenzwerte das wesentliche Instrument, um die Weichen 
auf Elektromobilität zu stellen. Bisher war geplant, dass neu 
zugelassene Pkw ab dem Jahr 2035 kein CO2 mehr aussto-
ßen dürfen. Diese Regulierung wird missverständlich oft 
als „Verbrenner-Verbot“ bezeichnet, wobei sich das Verbot 
nur auf Neuzulassungen, nicht auf den Betrieb bestehen-
der Pkw bezieht.

Unter anderem auf Druck von Deutschland hat die EU-Kom-
mission im Dezember 2025 ein Automobilpaket14 vorgelegt, 
das den Vorschlag enthält, ab 2035 nur noch eine 90-prozen-
tige Reduzierung der Auspuffemissionen zu fordern (Kas-
ten). Dies soll der Automobilindustrie mehr Zeit und Fle-
xibilität für die Transformation verschaffen. Ob dies der 
Industrie langfristig hilft, wird kontrovers diskutiert.15 Einer 
Beschleunigung des Hochlaufs der Elektromobilität dürfte 
die vorgeschlagene Reform jedoch eher entgegenwirken.

Finanzielle Anreize für die Nutzung 
von Elektroautos

Auf nationaler Ebene haben sich Kaufprämien als zwar nicht 
unbedingt ökonomisch effizientes, aber effektives Instru-
ment zur Förderung von Elektroautos erwiesen.16 Nach dem 
vorzeitigen Ende der Kaufprämien für elektrische Pkw Ende 

14 Europäische Kommission (2025): Automobilpaket (online verfügbar).

15 Vgl. Wolf-Peter Schill (2026): Aufweichung des Verbrenner-Aus: ein klima- und industriepoliti-

sches Eigentor: Kommentar. DIW Wochenbericht Nr. 3, 36 (online verfügbar).

16 Peter Haan, Adrián Santonja di Fonzo und Aleksandar Zaklan (2022): Kaufprämien für Elektro- 

Pkw verändern Zusammensetzung des deutschen Automarkts. DIW Wochenbericht Nr. 15/16, 

231–238 (online verfügbar).

Abbildung 7

Verhältnis von Elektro-Pkw und Anzahl sowie Leistung der 
öffentlichen Ladepunkte in Deutschland
Elektro-Pkw pro Ladepunkt (linke Achse), Ladeleistung in kW pro 
Elektro-Pkw (rechte Achse)

    































Anmerkung: Es handelt sich um rein rechnerische Durchschnittswerte.

Quellen: Daten der Bundesnetzagentur, ausgewertet auf dem Open Energy Tracker (online verfügbar).

© DIW Berlin 2026

Zuletzt mussten sich rechnerisch immer weniger Elektroautos einen Schnelllader 
teilen.

Kasten

Automobilpaket der EU-Kommission

Im Dezember 2025 hat die EU-Kommission ein Automobil-

paket vorgelegt.1 Es enthält verschiedene Elemente, unter 

anderem Änderungen bei den Automobilkonzernen vorgege-

benen Flottenemissionsgrenzwerten.2

Bisher war geplant, dass in der EU neu zugelassene Pkw ab 

dem Jahr 2030 im Durchschnitt nur noch 49,5 Gramm CO2 pro 

Kilometer ausstoßen dürfen. Das entspricht einem Verbrauch 

von gut zwei Litern Benzin pro 100 Kilometern. Ab dem Jahr 

2035 sollten dann nur noch CO2-emissionsfreie Autos neu 

zugelassen werden dürfen.

Der neue Vorschlag der Kommission sieht vor, die Zielerrei-

chung vor dem Jahr 2035 zu flexibilisieren und ab 2035 nur 

noch eine 90-prozentige Emissionsreduktion im Vergleich 

zum Basisjahr 2021 im Herstellerdurchschnitt zu fordern. Die 

verbleibenden zehn Prozent können die Autohersteller durch 

die Nutzung von in Europa produziertem kohlenstoffarmen 

Stahl, E-Fuels und Biokraftstoffen kompensieren. Damit könn-

ten Plug-in-Hybride und Autos mit Verbrennungsmotor weiter-

hin in gewissem Umfang neu zugelassen werden.

Daneben enthält das Automobilpaket weitere Elemente. Unter 

anderem soll der Markthochlauf von relativ kleinen Elektro-

autos mit einer Länge von weniger als 4,20 Metern dadurch 

befördert werden, dass sie auf die Flottengrenzwerte überpro-

portional angerechnet werden. Außerdem sollen für Fahrzeug-

flotten von großen Unternehmen besondere Anforderungen 

gelten, wonach bereits ab dem Jahr 2030 gewisse Neuzulas-

sungsanteile von emissionsfreien Fahrzeugen erreicht werden 

müssen. Dies hat den Hintergrund, dass diese Firmenwagen 

einen hohen Anteil an den gesamten Neuzulassungen haben.

1 Europäische Kommission (2025): Automobilpaket (online verfügbar).

2 Ausführlich besprochen wurde das Automobilpaket in Folge #39 des DIW-Energiewende-

Podcasts fossilfrei „Das Aus vom Verbrenner-Aus und warum Plug-in-Hybride beim Klima-

schutz floppen“ (online verfügbar).

https://doi.org/10.5281/zenodo.18313821
https://transport.ec.europa.eu/transport-themes/action-plan-future-automotive-sector/automotive-package_en
https://www.diw.de/de/diw_01.c.994716.de/publikationen/wochenberichte/2026_03_5/aufweichung_des_verbrenner-aus__ein_klima-_und_industriepolitisches_eigentor__kommentar.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.839462.de/publikationen/wochenberichte/2022_15_1/kaufpraemien_fuer_elektro-pkw_veraendern_zusammensetzung_des_deutschen_automarkts.html
https://openenergytracker.org/docs/germany/emobility/


82 DIW Wochenbericht Nr. 6/2026

ELEKTROMOBILITÄT

2023 will die aktuelle Bundesregierung wieder Kaufanreize 
für Elektroautos schaffen.17 Hierzu wurde Ende Januar ein 
neues Förderprogramm für Privatpersonen vorgestellt, das 
rückwirkend bereits ab Januar 2026 gelten soll.18 Für den 
Kauf oder das Leasing eines neuen reinen Elektroautos wird 
unabhängig vom Fahrzeugpreis eine Basisförderung von 
3 000 Euro gewährt, die bei niedrigen Einkommen und zwei 
Kindern im Haushalt auf bis zu 6 000 Euro steigen kann. 
Bei einem zu versteuernden Einkommen über 80 000 Euro 
für Haushalte ohne Kinder gibt es keine Förderung. Diese 
Einkommensgrenze verschiebt sich um je 5 000 Euro nach 
oben für das erste und das zweite Kind im Haushalt. Auch 
Plug-in-Hybride werden bezuschusst. Hier liegt die Basisför-
derung bei 1 500 Euro, und sie kann analog zur Förderung 
der reinen E-Autos bei niedrigen Haushaltseinkommen und 
zwei Kindern auf bis zu 4 500 Euro wachsen.

Außerdem wurden diverse steuerliche Erleichterungen ein-
geführt: Neue rein elektrische Dienstwagen wurden beim zu 
versteuernden geldwerten Vorteil bessergestellt. Die Preis-
grenze für diesen Steuervorteil wurde auf 100 000 Euro ange-
hoben. Außerdem gilt übergangsweise eine Sonderabschrei-
bung für betrieblich genutzte Elektroautos, so dass Unter-
nehmen im ersten Jahr 75 Prozent der Anschaffungskosten 
steuerlich absetzen können. Zudem wurde die bereits beste-
hende Befreiung neuer batterieelektrischer Autos von der 
Kfz-Steuer verlängert: Elektroautos, die bis Ende 2030 neu 
zugelassen werden, bleiben damit bis Ende 2035 Kfz-steu-
erfrei.

Auch die CO2-Bepreisung fossiler Kraftstoffe soll Anreize 
für den Umstieg auf die Elektromobilität schaffen. Derzeit 
geschieht dies über den nationalen Emissionshandel, wobei 
nach einem festen Preis von 55 Euro pro Tonne CO2 im Jahr 
2025 in diesem Jahr ein Preiskorridor von 55 bis 65 Euro pro 
Tonne gilt. Dies entspricht vor Steuern circa 13 bis 15 Cent 
pro Liter Benzin. Im Jahr 2027 sollte der nationale Emissi-
onshandel von einem europäischen Emissionshandelssys-
tem abgelöst werden (EU ETS-2), mit der Perspektive ten-
denziell steigender Preise. Allerdings wurde die Einführung 
auf europäischer Ebene jüngst auf das Jahr 2028 verscho-
ben. Somit ist von der CO2-Bepreisung in näherer Zukunft 
kein großer zusätzlicher Impuls für den Umstieg auf Elek-
trofahrzeuge zu erwarten.19

Ein weiterer wichtiger Faktor sind die Ladestrompreise. Beim 
privaten oder betrieblichen Laden können oft bereits sehr 
günstige Ladekosten realisiert werden, insbesondere wenn 
selbst erzeugter Solarstrom genutzt wird. An öffentlichen 
Ladestellen sind die Preise dagegen meist deutlich höher. 
Die Monopolkommission bemängelte zuletzt intransparente 

17 CDU, CSU und SPD (2025): Verantwortung für Deutschland. Koalitionsvertrag zwischen CDU, 

CSU und SPD. 21. Legislaturperiode (online verfügbar).

18 Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit (2026): 

Neues E-Auto-Förderprogramm mit sozialer Staffelung: Zuschüsse für Neuzulassungen ab 1.1.2026. 

Pressemitteilung vom 19.01.2026 (online verfügbar).

19 Vgl. hierzu auch Episode #31 von fossilfrei „Der EU-Emissionshandel: Leitinstrument, Taschen-

spielertricks und das Endgame“ (online verfügbar).

Lade tarife und teils fehlenden Wettbewerb bei der öffentli-
chen Ladeinfrastruktur und fordert die Einrichtung einer 
Markttransparenzstelle für das Ad-hoc-Laden.20

Maut und THG-Quote entscheidend 
für Nutzfahrzeuge

Bei elektrischen Nutzfahrzeugen sind keine neuen Kaufprä-
mien geplant. Starke Anreize für den Umstieg könnten sich 
hier durch eine Befreiung von der Lkw-Maut und das Ins-
trument der Treibhausgasminderungsquote (THG-Quote) 
ergeben. Die THG-Quote verpflichtet Mineralölunterneh-
men, einen im Zeitverlauf ansteigenden Teil der durch ihre 
Kraftstoffe verursachten Treibhausgasemissionen zu min-
dern oder zu kompensieren. Dafür stehen verschiedene 
Erfüllungsoptionen zur Verfügung, unter anderem die Nut-
zung von Antriebsstrom für Elektrofahrzeuge. In der aktu-
ellen Ausgestaltung benachteiligt die THG-Quote allerdings 
Elektro-Lkw gegenüber solchen mit Wasserstoff-Brennstoff-
zellen, was durch unterschiedliche Reformoptionen geän-
dert werden könnte.21

Außerdem soll der Hochlauf der Schnellladeinfrastruktur 
für Batterie-Lkw sowohl in Betriebshöfen als auch an öffent-
lichen Ladepunkten insbesondere an Autobahnen finanziell 
gefördert werden. Dies ist Teil eines kürzlich veröffentlich-
ten Masterplans der Bundesregierung.22 Allerdings befürch-
tet die Monopolkommission auch hier einen mangelhaften 
Wettbewerb, unter anderem weil umfangreiche Konzessio-
nen ohne Ausschreibung an das Unternehmen Tank & Rast 
vergeben wurden.23

Fazit: Hochlauf der Elektromobilität braucht vor 
allem Technologieklarheit

Elektrische Fahrzeuge sind in praktisch allen Marktsegmen-
ten angekommen, vom Kleinwagen bis zum Schwerlast-Lkw. 
Aber das Wachstum ist noch zu langsam, um die aus Klima-
schutzsicht erforderlichen Emissionsminderungen im Stra-
ßenverkehr schnell zu erzielen. Der Hochlauf der Elektro-
mobilität muss sowohl bei Pkw als auch bei Nutzfahrzeu-
gen deutlich beschleunigt werden.

Die Voraussetzungen dafür sind angesichts des raschen 
technischen Fortschritts und der globalen Markttrends bei 
Batteriefahrzeugen gut. Auch die Ladeinfrastruktur hat 
sich positiv entwickelt und sollte aktuell für die allermeis-
ten Nutzer*innen von E-Autos keinen relevanten Engpass 
mehr darstellen. Gleichwohl bleibt der weitere Ausbau der 

20 Monopolkommission (2025): 10. Sektorgutachten Energie (2025): Wettbewerb und Effizienz für 

ein zukunftsfähiges Energiesystem (online verfügbar).

21 Vor allem werden die elektrische Fahrleistung unterschätzt und die Energieeffizienzvorteile 

von Batterie-Lkw nicht ausreichend berücksichtigt. Vgl. Wolf-Peter Schill et al. (2025): Antriebswen-

de im Schwerlastverkehr: Treibhausgasquote benachteiligt batterieelektrische Lkw. DIW Wochen-

bericht Nr. 46, 723–732 (online verfügbar).

22 Bundesregierung (2025): Masterplan Ladeinfrastruktur 2030 der Bundesregierung (online 

verfügbar).

23 Monopolkommission (2025), a. a. O.

https://www.koalitionsvertrag2025.de/
https://www.bundesumweltministerium.de/pressemitteilung/neues-e-auto-foerderprogramm-mit-sozialer-staffelung-zuschuesse-fuer-neuzulassungen-ab-1-januar-2026
https://www.diw.de/de/diw_01.c.948331.de/fossilfrei_folge_31_eu-emissionshandel.mp3.html
https://monopolkommission.de/de/gutachten/sektorgutachten/sektorgutachten-energie/477-10-sektorgutachten-energie-2025.html
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2025-46-1
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/masterplan-ladeinfrastruktur-2030.pdf
https://www.bmv.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/masterplan-ladeinfrastruktur-2030.pdf
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öffentlichen Ladeinfrastruktur sowohl für Pkw als auch für 
Lkw wichtig, mitsamt der Herstellung der erforderlichen 
Netzanschlüsse.

Die Antriebswende wird wohl nur mit weiterer politischer 
Förderung Fahrt aufnehmen. Hierzu wurden bereits diverse 
Maßnahmen angestoßen. Allerdings drängt sich der Ein-
druck auf, dass dabei oft große und teure Autos im Fokus 
standen. Wie die gerade neu vorgestellten Kaufprämien für 
Privatpersonen wirken, bleibt abzuwarten. Hier ist jedoch 
die geplante Förderung auch von Plug-in-Hybriden wegen 
ihrer im Praxisbetrieb viel zu geringen Klimaschutzwir-
kung fragwürdig.

Neben finanzieller Förderung erscheint ein anderer Punkt 
besonders wichtig: Die Politik sollte hier vom Leitbild der 
Technologieoffenheit abrücken und stattdessen für Tech-
nologieklarheit, also klare Perspektiven und Prioritäten 
für bestimmte Technologien, sorgen. Die fortschreitende 
technologische Entwicklung, internationale Markt- und 

Kostentrends sowie Energiesystemanalysen24 deuten klar 
darauf hin, dass die Zukunft batterieelektrischen Fahrzeu-
gen gehört. Dem sollte sich die Politik nicht verschließen.

Dabei erscheint eine Aufweichung des europäischen Ver-
brenner-Aus nicht hilfreich. Zwar könnte dies der Autoin-
dustrie etwas mehr Zeit für die Transformation verschaffen 
und nebenbei die Dekarbonisierung der europäischen Stah-
lindustrie anschieben, weil die Autohersteller durch Nutzung 
von grünem Stahl einen Teil der verbleibenden CO2-Emissi-
onen kompensieren können. Allerdings besteht das Risiko, 
dass noch weitergehende Lockerungen folgen und die benö-
tigte Technologieklarheit verloren geht. Wenn Fahrzeugkäu-
fer*innen den Eindruck gewinnen, dass der Umstieg auf 
Elektrofahrzeuge erst zu einem späteren Zeitpunkt relevant 
wird, könnte dies die Antriebswende und damit auch den 
Klimaschutz im Straßenverkehr weiter verzögern.

24 Vgl. zum Beispiel Carlos Gaete-Morales et al. (2024): Power sector effects of alternative options 

for de-fossilizing heavy-duty vehicles—Go electric, and charge smartly. Cell Reports Sustainability 

1(6), 100123 (online verfügbar) sowie Rik van Heerden et al. (2025): Demand-side strategies enable 

rapid and deep cuts in buildings and transport emissions to 2050. Nature Energy 10, 380-394 (on-

line verfügbar).
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1. Herr Schill, wie viele Autos haben aktuell einen batterie-

elektrischen Antrieb und wie haben sich die Zulassungs-

zahlen für Elektrofahrzeuge zuletzt entwickelt? Aktuell 

haben wir in Deutschland rund zwei Millionen rein batterie-

elektrische Pkw. Das sind ungefähr vier Prozent aller Autos. 

Die Zulassungszahlen haben sich zuletzt erholt. Im Jahr 

2025 war ungefähr jeder fünfte neue Pkw batterieelektrisch. 

Auch bei den Plug-in-Hybriden gab es im letzten Jahr ein 

deutliches Wachstum. Ungefähr jedes zehnte neue Auto hat-

te sowohl einen Stecker als auch einen Verbrennungsmotor. 

2. Welche Art von Elektroautos wird vornehmlich gekauft? 

Es gab in den vergangenen Jahren einen interessanten 

Trend. Die Elektrofahrzeuge wurden immer größer und 

schwerer. Noch vor einigen Jahren waren es meist Klein-

wagen und Minis, heute sind Elektroautos vielfach über-

proportional groß. Das sind vor allem SUVs und Wagen der 

Oberklasse und oberen Mittelklasse.

3. Wie entwickelt sich das Wachstum bei elektrischen 

Nutzfahrzeugen? Auch dort fasst die Elektromobilität nach 

und nach Fuß. Bei den Lkw war letztes Jahr fast jedes zehnte 

neue Fahrzeug rein batterieelektrisch. Diese Kategorie 

reicht vom leichten Transporter bis hin zum Schwerlastver-

kehr. Bei der Gruppe der besonders schweren Sattelzüge 

gab es ein relativ starkes Wachstum – allerdings von einem 

ganz niedrigen Niveau aus. Da waren im letzten Jahr im-

merhin gut drei Prozent der Neuzulassungen rein batterie-

elektrisch. Bei den Bussen ist die Elektromobilität schon am 

weitesten. Da war im vergangenen Jahr fast jeder vierte neu 

zugelassene Bus schon rein batterieelektrisch. 

4. Wie weit ist die öffentliche Ladeinfrastruktur bereits aus-

gebaut? Die Daten zeigen, dass die Ladeinfrastruktur in den 

letzten Jahren schneller gewachsen ist als die Pkw-Flotte. 

Das gilt insbesondere für die Schnellladeinfrastruktur. Es ist 

heute so, dass sich rein rechnerisch viel weniger Pkw einen 

Schnellladepunkt teilen als noch vor einigen Jahren. Noch 

dazu sind die Schnelllader immer leistungsstärker gewor-

den. Das heißt, heute ist die Schnellladeinfrastruktur für die 

Flotte, die wir haben, mehr als ausreichend. 

5. Ist das von der vorigen Ampel-Koalition gesetzte Ziel 

von 15 Millionen reinen Elektroautos im Jahr 2030 noch 

erreichbar? Nein, das scheint nicht mehr zu schaffen. Pro 

Jahr werden ungefähr drei Millionen neue Pkw zugelassen. 

Selbst wenn wir von jetzt an nur noch Batterieautos zulassen 

würden, könnte das Ziel kaum mehr erreicht werden. 

6. Wie schätzen Sie das künftige Wachstum der Elektro-

autoflotte ein und wovon hängt es ab? Das hängt von 

vielen Faktoren ab. Gerade wurde eine neue Kaufprämie 

für private Fahrzeugkäufer*innen beschlossen und es gibt 

umfangreiche steuerliche Anreize, insbesondere für den Be-

reich der gewerblich zugelassenen Fahrzeuge. Im Nutzfahr-

zeugbereich spielen Instrumente wie die Treibhausgasquote 

oder die Lkw-Maut eine sehr große Rolle. Aber ich denke, 

insgesamt ist das Wichtigste, dass die Politik Klarheit schafft, 

wo die Reise hingeht, und das Ideal der Technologieoffen-

heit aufgibt. Wir sollten jetzt deutlich sagen, die Zukunft 

ist batterieelektrisch und die Weichen ganz klar auf diese 

Technologie stellen. 

7. Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang die 

aktuelle Diskussion über die Aufweichung des „Ver-

brenner-Aus“? Das Jahr 2035 als endgültiges Jahr für den 

Ausstieg aus der Neuzulassung von Verbrennern halte ich 

für sehr gut gewählt. Es ist absolut sinnvoll, schon heute zu 

sagen, bis zum Jahr 2035 beenden wir die Neuzulassung 

von Verbrennungsmotoren. Das jetzt aufzuweichen, halte ich 

für keine gute Idee.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Der Artikel ist gemäß der Creative-Commons-Lizenz CC BY 4.0 nachnutzbar: 
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

Wolf-Peter Schill, Forschungsbereichsleiter in der 

Abteilung Energie, Verkehr, Umwelt im DIW Berlin 

INTERVIEW

„Politik sollte Ideal der 
Technologieoffenheit aufgeben“

DOI: https://doi.org/10.18723/diw_wb:2026-6-2

http://www.diw.de/interview
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2026-6-2


85DIW Wochenbericht Nr. 6/2026

VERÖFFENTLICHUNGEN DES DIW BERLIN

SOEP Papers Nr. 1234 

2025 | Melanie Borah, Susanne Elsas

Endogeneity of Household Size and Income in the Estimation of 
Equivalence Scales from Satisfaction Data

Analyses of income distributions across households crucially depend on equivalence 

scales. They define income increments necessary to keep a household’s living stand-

ard constant as it is joined by additional adults or children. Such scales have frequently 

been estimated using income satisfaction data, yet under the assumption that household 

income, size, and structure are exogenous. The present paper is the first to relax this 

assumption and consider the possible endogeneity of income and family size in income 

satisfaction. This involves an empirical analysis of data from the German Socio-Economic 

Panel (SOEP) using fixed-effects regressions with heteroscedasticity-based instruments. Our results confirm 

that endogeneity is relevant in regressions of income satisfaction; equivalence weights, however, appear not 

to be biased significantly. Accounting for endogeneity in income and family size has virtually no implications 

for distribution and poverty analyses.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 

SOEP Papers Nr. 1235 

2025 | Kausik Chaudhuri, Alan Piper

Order Out of Chaos: A Specification Curve Analysis of Age and 
Wellbeing

The empirical literature on the relationship between age and well-being is characterised 

by an unusually persistent series of disagreements over data, method, and interpretation. 

Previous attempts to advance the discussion have involved different scholars’ specific pre-

scriptions, which were often in near total contradiction to other scholars’ attempts to do the 

same. Instead, we use specification curve analysis to provide a structured and transparent 

resolution to these disputes. This also helps to illuminate the sensitivity of findings to key 

analytical decisions. With twenty-five years of panel data from the UK and Germany, we 

show that most of the specifications are consistent with a turning point for wellbeing in midlife, with a decline 

to that point and increase thereafter. The consistency of the finding renders some of the previous debate 

moot. Furthermore, this robust result is supportive of much theoretical discussion from different disciplines 

and areas of enquiry.
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2025 | Fernando Broner, Alberto Martin, Josefin Meyer, Christoph Trebesch

Hegemonic Globalization

How do shifts in the global balance of power shape the world economy? We propose a theory of align-

ment-based “hegemonic globalization,” built on two central premises: countries differ in their preferences over 

policies (such as the rule of law or regulatory frameworks) and trade between any two countries increases 

with the degree of alignment in these policies. Hegemons promote policy alignment and thereby facilitate 

deeper trade integration. A unipolar world, dominated by a single hegemon, tends to support globalization. 

However, the transition to a multipolar world can trigger fragmentation, which is particularly costly for the 

declining hegemon and its closest allies. To test the theory, we use international treaties as a proxy for align-

ment and compile a novel “Global Treaties Database,” covering 77,000 agreements signed between 1800 and 

2020. Consistent with the theory, we find that hegemons account for a disproportionate share of global treaty 

activity and that treaty-signing is a leading indicator of increasing bilateral trade.
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2025 | Souleymane Faye, Sarah Godar, Carolina Moura, Gabriel Zucman

Global Offshore Wealth, 2001-2023

This paper constructs homogeneous time series of global household offshore wealth cov-

ering the 2001–2023 period, during which major international efforts were implemented to 

curb offshore tax evasion. We find that: (i) global offshore wealth remained broadly stable 

as a fraction of global GDP since 2001, following a sharp increase in the 1980s and 1990s; 

(ii) the location of offshore wealth changed markedly, with a decline in the share held in 

Switzerland and a rise of Asian financial centers, the United Kingdom, and the United 

States; and (iii) a growing fraction comes from developing countries.
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2026 | Egshiglen Batbayar, Christoph Breunig, Peter Haan, Boryana Ilieva

Quantile Selection in the Gender Pay Gap

We propose a new approach to estimate selection-corrected quantiles of the gender 

wage gap. Our method employs instrumental variables that explain variation in the latent 

variable but, conditional on the latent process, do not directly affect selection. We provide 

semiparametric identification of the quantile parameters without imposing parametric 

restrictions on the selection probability, derive the asymptotic distribution of the proposed 

estimator based on constrained selection probability weighting, and demonstrate how the 

approach applies to the Roy model of labor supply. Using German administrative data, we 

analyze the distribution of the gender gap in full-time earnings. We find pronounced posi-

tive selection among women at the lower end, especially those with less education, which widens the gender 

gap in this segment, and strong positive selection among highly educated men at the top, which narrows the 

gender wage gap at upper quantiles.
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2026 | Anna Bindler, Randi Hjalmarsson, Stephen Machin, Melissa Rubio-Ramos

Disparate Treatment of the Irish in 19th Century English 
Courtrooms

This paper studies how and why anti-Irish sentiment in 19th century England spills over 

onto jury decisions at London’s Old Bailey Central Criminal Court. We classify the (per-

ceived) ethnicity of courtroom participants according to whether they have distinctly Irish 

or English surnames based on place of birth in the 1881 census. Irish-named defendants 

have significantly worse outcomes: juries are 3% more likely to convict Irish-named 

defendants and 16% less likely to recommend mercy in sentencing. Sentencing gaps are 

larger for violent crimes and robust to different classifications of surname Irishness, as well 

as to the inclusion of case and defendant controls. We argue that these findings are unlikely to be driven by 

correlated unobservable case or trial characteristics (like defense quality). Rather, we provide two pieces of 

evidence consistent with the gaps being driven by animus towards those perceived to be Irish. First, taking 

advantage of exogenous variation in expected punishment driven by the abolition of capital punishment, we 

show that juries react differentially to shifts in extraneous factors when the defendant is Irish- versus English-

named. Second, these gaps are not limited to Irish- named defendants but also seen for other courtroom par-

ticipants – namely Irish-named victims. Finally, we trace out the longer run evolution of these gaps throughout 

the 1800s: they first emerge during the capital punishment reform period, widen during the mid-century Irish 

Potato Famine induced migration to London, and thereafter remain primarily stable.
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Die Ergebnisse der Sozialstaatskommission sind weder revo-

lutionär noch radikal. Aber sie zeigen auf, wie der Sozialstaat 

gerechter, wirksamer und zukunftsfähiger gestaltet werden 

kann – ohne die sozialen Sicherungssysteme infrage zu stellen. 

Wer die Vorschläge als bloße technokratische Detailarbeit 

abtut, verkennt ihre gesellschaftspolitische Bedeutung.

Das wohl wichtigste Ergebnis ist die Verbesserung der 

Erwerbsanreize. Heute erleben viele Menschen mit geringem 

Arbeitseinkommen eine paradoxe Realität: Jeder zusätzliche 

Euro, den sie durch Arbeit verdienen, wird ihnen zu einem 

großen Teil durch den Wegfall sozialer Leistungen wieder ent-

zogen. Mehrarbeit lohnt sich häufig kaum. Künftig sollen diese 

sogenannten Transferentzugsraten mit steigendem eigenem 

Einkommen sinken. Dass die Kommission hierzu konkrete Vor-

schläge vorlegt, ist ein großer Fortschritt.

Darüber hinaus weisen die Empfehlungen in die Zukunft: weg 

von einem überwiegend passiven System, hin zu einem akti-

vierenden Sozialstaat. Dieser Perspektivwechsel ist überfällig. 

Zu lange war der deutsche Sozialstaat darauf ausgerichtet, 

Leistungen zu verwalten, statt Menschen aktiv zu befähigen, 

ihre Rechte wahrzunehmen und ihre Potenziale zu entfalten. 

Vereinfachung, digitale Zugänge und eine stärkere Bringschuld 

staatlicher Institutionen sollen dafür sorgen, dass Leistungen 

tatsächlich bei den Menschen ankommen.

Gleichzeitig sollten wir keine überzogenen Erwartungen haben. 

Die Umsetzung wird Jahre dauern. Kurzfristig werden die 

Reformen dem Staat außerdem kaum Einsparungen bringen. Im 

Gegenteil: Digitalisierung und Systemumbau erfordern erheb-

liche Investitionen, während Effizienzgewinne erst langfristig 

realistisch sind.

Zudem gibt es kritische Stimmen von Sozialverbänden wie der 

Caritas: Sie warnen etwa davor, die Freizügigkeit für EU-Bür-

gerinnen und -Bürger an nahezu vollzeitige Erwerbsarbeit zu 

koppeln. Und in Bereichen wie Eingliederungshilfe, Jugendhilfe 

oder Pflege seien kaum Einsparungen zu erwarten, da demo-

grafische Entwicklungen und steigende Lohnkosten die Aus-

gaben eher erhöhen. Gerade deshalb darf die Reformagenda 

nicht zu eng werden. Viele Leistungsbeziehende haben neben 

Einkommensproblemen auch gesundheitliche Einschränkun-

gen, Qualifikationsdefizite und strukturelle Barrieren. Es braucht 

zusätzliche Mittel für Weiterbildung und Qualifizierung.

Wichtig ist auch, Errungenschaften des Bürgergelds zu 

bewahren: Der Vorrang von Qualifikation vor einer schnellen, 

oft prekären Arbeitsaufnahme ist gut. Kurzfristige Vermittlung 

in prekäre Jobs mag statistisch Erfolge bringen, führt aber 

langfristig oft zu instabilen Erwerbsbiografien und erneuter 

Abhängigkeit von sozialen Leistungen. Der Bericht der Sozial-

staatskommission entlarvt zudem die populistische Erzählung, 

viele Menschen seien arbeitsunwillig. Die Realität ist komplexer. 

Viele Menschen – insbesondere Frauen – arbeiten weniger, als 

sie gerne würden, weil Kinderbetreuung, Ganztagsangebote in 

Schulen und flexible Arbeitszeiten fehlen. Der Sozialstaat kom-

pensiert hier oft strukturelle Defizite, die politisch verursacht 

sind. Ein aktivierender Sozialstaat heißt deshalb auch: Investi-

tionen in Betreuung, Bildung und Gesundheit. Der Umbau des 

Sozialstaats kann nur gelingen, wenn Reformen in anderen 

Bereichen folgen. Dazu gehören bessere Bildungschancen, eine 

stärkere Prävention im Gesundheitswesen, flexiblere Arbeits-

zeitmodelle und eine Reform des Steuersystems, die Menschen 

mit niedrigen Einkommen entlastet.

Die Empfehlungen der Sozialstaatskommission sind ein guter 

Beginn – nicht mehr, aber auch nicht weniger. Die Bundes-

regierung sollte sie ernst nehmen und zügig umsetzen. Ein 

aktivierender Sozialstaat kostet Geld – aber ein Sozialstaat, der 

Menschen zurücklässt, kostet die Gesellschaft am Ende weit 

mehr.

Dieser Kommentar ist am 30. Januar 2026 zuerst im Rahmen von „Fratzschers 
 Verteilungsfragen“ online bei der ZEIT erschienen.
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aktivierenden Sozialstaat kann 
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